
 

  

 

Telefon: 0 233-22654 
Telefax: 0 233-24215 
 

 Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung 
Stadtplanung 
PLAN-HAII-1 
 

   

Umwandlung von Gewerberaum in Wohnraum, 
Bau von mietpreisgebundenen Wohnungen, keine 
Hochhäuser über 100 Meter 
 
Empfehlung Nr. 20-26 / E 00463 
der Bürgerversammlung des Stadtbezirks 15 – Trudering-Riem am 25.10.2021 
 
Empfehlung Nr. 20-26 / E 00951 
der Bürgerversammlung des Stadtbezirks 15 – Trudering-Riem am 13.10.2022 
 
Stadtbezirk 15 Trudering-Riem 
 
 
Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / 09927 
 
Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung vom 14.06.2023 (SB) 
Öffentliche Sitzung 
 
Kurzübersicht zur beiliegenden Beschlussvorlage  
Anlass Bürgerversammlungsempfehlungen zum Umgang mit Gewerbeflächen, 

zur Schaffung mietpreisgebundener Wohnungen und zur 
Höhenbegrenzung bei Hochhäusern im Stadtgebiet 

Inhalt Darstellung der städtischen Praxis, Ankündigung einer umfassenden 
Beschlussvorlage zur künftigen Ausweisung gewerblichen Baurechts, 
Verweis auf die Hochhausstudie 

Gesamtkosten/ 
Gesamterlöse 

keine 
 

Entscheidungs-
vorschlag 

1. Vom Vortrag der Referentin, dass eine generelle Festlegung, 
keine Gewerbeflächen mehr auszuweisen, weder möglich noch 
gewollt ist, wohnungsbaugeeignete städtische Liegenschaften 
bereits im Sinne der Empfehlung verwendet werden und die 
Hochhausstudie 2023 eine umfassende Auseinandersetzung 
auch mit den hier aufgeworfenen Fragen beinhaltet, wird 
Kenntnis genommen. 

 
2. Die Empfehlungen Nr. 20-26 / E 00463 und 20-26 / E 00951 der 

Bürgerversammlung des 15. Stadtbezirkes Trudering-Riem sind 
damit gemäß Art. 18 Abs. 4 Gemeindeordnung behandelt. 

Gesucht werden 
kann im RIS auch 
nach 

Gewerbeflächen, Wohnungen, Mietpreis, Hochhäuser 
 

Ortsangabe gesamtes Stadtgebiet 
 

 

 

 



 

  

 

Telefon: 0 233-22654 
Telefax: 0 233-24215 
 

 Referat für Stadtplanung und 
Bauordnung 
Stadtplanung 
PLAN-HAII-1 
 

   

Umwandlung von Gewerberaum in Wohnraum, 
Bau von mietpreisgebundenen Wohnungen, keine 
Hochhäuser über 100 Meter 

Empfehlung Nr. 20-26 / E 00463  
der Bürgerversammlung des Stadtbezirks 15 – Trudering-Riem im 25.10.2021 

Empfehlung Nr. 20-26 / E 00951 
der Bürgerversammlung des Stadtbezirkes 15 – Trudering-Riem am 13.10.2022 

 
Stadtbezirk 15 Trudering-Riem 
 
 
Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / 09927 
 
 
Anlagen: 
1. Empfehlung Nr. 20-26 / E 00463 vom 25.10.2022 
2. 
                

Empfehlung Nr. 20-26 / E 00951 vom 13.10.2022 

Beschluss des Ausschusses für Stadtplanung und Bauordnung vom 14.06.2023 (SB)  
Öffentliche Sitzung 
 
I. Vortrag der Referentin 

Die Bürgerversammlung des 15. Stadtbezirkes Trudering-Riem hat am 25.10.2021 die 
Empfehlung Nr. 20-26 / E 00463 beschlossen (Anlage 1). 
 
Ferner hat - auf Basis eines weitgehend wortgleichen Antrages (Anlage 2) - die Bürger-
versammlung des 15. Stadtbezirkes Trudering-Riem am 13.10.2022 die Empfehlung Nr. 
20-26 / E 00951 (Anlage 2) beschlossen. 
 
Zuständig für die Entscheidung ist der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung ge-
mäß §§ 3 Buchst. c), 6 Abs. 1, 7 Abs. 1 Nr. 11 der Geschäftsordnung des Stadtrates der 
Landeshauptstadt München i.V.m. § 2 Abs. 4 der städtischen Bürger- und Einwohnerver-
sammlungssatzung.  
 
Die aufgrund ihrer inhaltlichen Identität gemeinsam behandelten Empfehlungen verfolgen 
drei Zielsetzungen: 

Im Hinblick auf die hiesige Mietpreisentwicklung und den großen Wohnungsmangel soll 
die Stadt bis auf Weiteres keine Gewerbeflächen mehr ausweisen und alle Möglichkeiten 
nutzen, weitere Bürobauten oder deren Vergrößerung zu verhindern. Mit Nachdruck soll 
die Umwandlung von Gewerberaum in Wohnraum gefördert werden (im Folgenden unter 
1.). 
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Darüber hinaus sollen nach der Empfehlung der Bürgerversammlung zur städtischen Ver-
fügung stehende Grundstücke nur noch an stadteigene Wohnungsunternehmen aus-
schließlich für den Bau von auf Dauer mietpreisgebundenen Wohnungen vergeben wer-
den (2.). 

Ferner soll der Stadtrat auch in Zukunft keine Hochhäuser mit einer Höhe von über 100 
Metern zulassen (3.). 
 
Mit Schreiben vom 19.12.2022 wurde der antragstellenden Person Zwischennachricht er-
teilt. 
 
Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung nimmt inhaltlich zu den o.g. Empfehlungen 
wie folgt Stellung: 

1. Gewerbeflächen 
 
Die in obenstehender Ziffer 1 aufgeworfenen Fragen werden im Verbund mit weiteren Ge-
sichtspunkten in einer umfassenden Beschlussvorlage zum künftigen Verhältnis von 
Wohnen, Gewerbe und (sozio-)kulturellen Nutzungen bei der Aufstellung von Bebauungs-
plänen behandelt werden. Die Beschlussvorlage, mit der der Stadtrat der Landeshaupt-
stadt München im Lauf des Jahres 2023 befasst werden soll, wird den Stadtratsauftrag zur 
Vorlage eines Konzepts für eine „Gewerbe-SoBoN“ behandeln (Beschlussziffer 39 in: 
Wohnungspolitisches Handlungsprogramm "Wohnen in München VII" 2023 – 2028, Sit-
zungsvorlage Nr. 20-26 / V 07705). 

• Eckpunkte dieser Entscheidung werden voraussichtlich insbesondere sein: 
Erstellung verbindlicher Leitlinien für die zukünftige Ausweisung von Gewerbeflä-
chen in Kombination mit Wohnnutzung und anderen Nutzungen sowie 
 

• Berücksichtigung und Sicherung einer kleinteiligen Gewerbemischung und von 
(sozio-)kulturellen Einrichtungen im Bebauungsplan 

Mit der Fortschreibung des Gewerbeflächenentwicklungsprogramms der Landeshaupt-
stadt München (Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / 02731) beschloss der Stadtrat 2018 für die 
Gewerbeflächenentwicklung drei räumliche Strategien: „Neuentwicklung und Erweiterung“, 
„Stärkung von Bestandsgebieten“ und „Revitalisierung durch Umstrukturierung“. Um dem 
sparsamen Umgang mit den knappen und wertvollen Flächenressourcen bestmöglich zu 
entsprechen, wurde gleichzeitig beschlossen, flächensparendes Gewerbe in Form von 
komprimierten Anordnungen, Stapelungen sowie Nutzungsmischungen zu fördern. Dabei 
wird u. a. ein ausgewogenes Verhältnis von sogenannten GE-A- Flächen (z.B. Produktion, 
Handwerk und Logistik) und GE-B-Flächen (z.B. Büro, Verwaltung und Dienstleistung) 
angestrebt, um einen breiten Mix aus Unternehmen unterschiedlichster Größe und Bran-
chenzugehörigkeit sowie eine enge Vernetzung gewerblicher Nutzungen zu erreichen, 
was als „Münchner Mischung“ bekannt ist. 

Eine pauschale Festlegung, keine Gewerbeflächen mehr auszuweisen, ist weder möglich 
noch gewollt. Bauleitplanung darf sich insoweit tatsächlichen Entwicklungen nicht ver-
schließen, um sich nicht dem Vorwurf einer bloßen „Negativ-“ oder „Verhinderungspla-
nung“ auszusetzen, die von den Ermächtigungen des Bodenrechts nicht gedeckt wäre. 

Ziel ist vielmehr, die planerische Gestaltungshoheit der Kommune so auszuüben, dass al-
le berechtigten Interessen ausgewogene Berücksichtigung finden. 
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2. Verwendung städtischer Grundstücke 
 
Städtische Wohnbaugrundstücke werden bereits seit mehreren Jahren ausschließlich für 
den Bau von geförderten bzw. preisgedämpften Mietwohnungen mit langfristiger Bindung 
(bis zu 80 Jahre) vergeben. Konkret sind 60 Prozent der städtischen Wohnbauflächen für 
die Schaffung von Wohnraum für untere und mittlere Einkommensgruppen in der Ein-
kommensorientierten Förderung und im München Modell-Miete sowie 40 Prozent für den 
Konzeptionellen Mietwohnungsbau (KMB) vorgesehen. Die im KMB entstehenden Woh-
nungen sind ebenfalls mietpreisgebunden und überwiegend für Bevölkerungsgruppen 
vorgesehen, die für eine nachhaltige Stadtentwicklung und eine gesunde, funktionierende 
Stadtgesellschaft eine wichtige Bedeutung haben (insbesondere für Beschäftigte in den 
sog. Mangelberufen der öffentlichen Daseinsvorsorge, also beispielsweise in der Pflege 
oder dem Erziehungswesen). Darüber hinaus sind KMB-Wohnungen auch für Haushalte 
gedacht, die von den Programmen des geförderten Wohnungsbaus nicht mehr erfasst 
werden. 

Eine entscheidende Funktion in der Wohnraumschaffung auf städtischem Grund nehmen 
die städtischen Wohnungsbaugesellschaften GEWOFAG und GWG München ein. Beide 
Wohnungsbaugesellschaften verfolgen ein ambitioniertes Neubauprogramm, insbesonde-
re mit Blick auf den geförderten Mietwohnungsbau. Vor diesem Hintergrund werden in den 
großen Planungsgebieten wie unter anderem in Neufreimann (ehemalige Bayernkaserne) 
50 Prozent der städtischen Wohnbaugrundstücke an GEWOFAG und GWG vergeben. 

Eine weitere wesentliche Rolle in der Wohnraumschaffung auf städtischem Grund und in 
der langfristigen Sicherung bezahlbaren Wohnens spielen zudem Baugenossenschaften 
mit der Schaffung von Mietwohnraum für Haushalte unterer bzw. mittlerer Einkommens-
gruppen. Hintergrund ist, dass Genossenschaften durch ihren nicht nur renditeorientierten 
Ansatz entscheidend dabei mithelfen, den Wohnungsmarkt zu entlasten und dabei wichti-
ge Beiträge zu Themen des innovativen Wohnungsbaus leisten. Daneben wird eine be-
grenzte Anzahl städtischer Wohnbaugrundstücke auch an Bauträger*innen zur Realisie-
rung von ausschließlich preisgedämpften Mietwohnraum im KMB vergeben. 

Zu beachten ist, dass Grundstücke an Genossenschaften und Bauträger*innen nicht mehr 
verkauft, sondern ausschließlich im Erbbaurecht vergeben werden. Damit bleiben die 
Grundstücke langfristig im städtischen Eigentum und sind dauerhaft für die Schaffung von 
mietpreisgebundenem Wohnraum gesichert. 

Der Zielgruppen-Dreiklang aus den städtischen Wohnungsbaugesellschaften, Genossen-
schaften und Mietwohnungsbauträger*innen im Kontext der Wohnraumschaffung auf städ-
tischem Grund hat sich - insbesondere mit dem Ziel des Erhalts der Münchner Mischung 
(der Wohnraumversorgung breiter Schichten der Münchner Stadtbevölkerung) - bewährt. 
Entsprechend findet dies in der Fortschreibung des wohnungspolitischen Handlungspro-
gramms „Wohnen in München VII“ Berücksichtigung. 

3. Hochhäuser über 100 Meter / „Bürgerbegehren Hochhäuser“ von 2004 

Für Hochhäuser ist in aller Regel ein Bebauungsplan zur Baurechtsschaffung erforderlich. 
Das heißt, der Stadtrat entscheidet im jeweiligen Einzelfall über die Einleitung eines Be-
bauungsplanverfahrens und legt unter Abwägung aller Belange auch die verträgliche Hö-
henentwicklung eines Projektes fest. 
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Der Bürgerentscheid zum „Bürgerbegehren Hochhäuser“ begrenzte im Jahr 2004 Hoch-
häuser außerhalb des Mittleren Rings auf die Höhe der Frauenkirche (99 m). Die formale 
Bindungswirkung dieses Entscheids ist nach einem Jahr, also bereits im November 2005, 
ausgelaufen. Als aktuelle und fachlich differenzierte Grundlage für eine Bewertung zukünf-
tiger Projekte hat der Stadtrat inzwischen eine Fortschreibung der Hochhausstudie Mün-
chen beauftragt. Eine pauschale Höhenbegrenzung kann der komplexen Realität des 
Themas aus fachlicher Sicht nicht gerecht werden. Im vorliegenden Entwurf der Hoch-
hausstudie 2023 (Sitzungsvorlage Nr. 20-26 / V 08279) werden daher unterschiedliche 
Vorgaben zum Umgang mit Hochhausprojekten entwickelt - unter anderem zu besonderen 
Qualitätsanforderungen, die sich an alle Hochhausvorhaben - auch unter 100 Meter - rich-
ten. Die Entscheidung über die Eignung eines Standortes und die tatsächlich mögliche 
Höhenentwicklung soll unter Berücksichtigung der Hochhausstudie, aber weiterhin in je-
dem Einzelfall erfolgen. 

Über die Anwendung der neuen Hochhausstudie wird der Stadtrat in Kürze entscheiden. 
Das Ergebnis der Abstimmung lag bei Erstellung dieser Vorlage noch nicht vor. Das Be-
bauungsplanverfahren als formelles Planungsinstrument, in dem sämtliche Planungspa-
rameter erhoben, ggf. mit entsprechenden Gutachten unterlegt und bewertet werden, bil-
det den vorgegebenen Rahmen des in der Hochhausstudie aufgezeigten Planungspro-
zesses. Durch das gesetzlich geregelte Verfahren ist eine transparente Abwägung aller 
Belange, eine verbindliche Beteiligung der Bürger*innen und die abschließende Entschei-
dung durch den Stadtrat als demokratisch legitimiertes Gremium sichergestellt. 

 
Beteiligung des Bezirksausschusses 
Da das gesamte Stadtgebiet betroffen ist, findet eine Anhörung des Bezirksausschuss des 
Stadtbezirkes 15 – Trudering-Riem nicht statt. 
Alle Bezirksausschüsse erhalten Abdruck der Vorlage. 

 
Dem Korreferenten Herrn Stadtrat Paul Bickelbacher, und dem zuständigen Verwaltungsbeirat, 
Herrn Stadtrat Christian Müller, ist ein Abdruck der Sitzungsvorlage zugeleitet worden. 
 
 
II. Antrag der Referentin 

Ich beantrage Folgendes: 
 
1. Vom Vortrag der Referentin, dass eine generelle Festlegung, keine Gewerbeflächen 

mehr auszuweisen, weder möglich noch gewollt ist, wohnungsbaugeeignete 
städtische Liegenschaften bereits im Sinne der Empfehlung verwendet werden und 
die Hochhausstudie 2023 eine umfassende Auseinandersetzung auch mit den hier 
aufgeworfenen Fragen beinhaltet, wird Kenntnis genommen. 

 
2. Die Empfehlungen Nr. 20-26 / E 00463 und 20-26 / E 00951 der Bürgerversammlung 

des 15. Stadtbezirkes Trudering-Riem sind damit gemäß Art. 18 Abs. 4 
Gemeindeordnung behandelt. 
 

3. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle. 
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III. Beschluss  
nach Antrag.  
 
 
 
Der Stadtrat der Landeshauptstadt München 
 
Der / Die Vorsitzende Die Referentin 
 
 
 
 
Ober-/Bürgermeister/-in Prof. Dr. (Univ. Florenz)  
 Elisabeth Merk 
 Stadtbaurätin 
 

 
IV. Abdruck von I. - III. z.K. 

Über die Verwaltungsabteilung des Direktoriums, Stadtratsprotokolle (SP) 
an das Revisionsamt 
an die Stadtkämmerei 
 

 
V. WV Referat für Stadtplanung und Bauordnung – SG 3  

zur weiteren Veranlassung. 
 

Zu V.: 
1. Die Übereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird 

bestätigt. 
 

2. An das Direktorium HA II – BA -Geschäftsstelle Ost 
3. An den Bezirksausschuss 15 Trudering 
4. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – SG 3 
5. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA I 
6. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA II 
7. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA III 
8. An das Referat für Stadtplanung und Bauordnung – HA IV 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
 

 
9. Mit Vorgang zurück zum Referat für Stadtplanung und Bauordnung HAII/3  

zum Vollzug des Beschlusses. 
 
 
Am  
 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung SG 3  



Bürgerversammlung des 1 /1fl- Stadtbezirkes am [fil�[I:Il· 
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